
Seite 19 | infobrief eu & international 1/2023

AKTUELLE ENTWICKLUNGEN  
BEIM EU-LIEFERKETTENGESETZ  
KEINE VERANTWORTUNG DES FINANZSEKTORS?
Nachdem die Europäische Kommission Anfang 2022 ihren Entwurf für ein EU-Lieferkettengesetz ver-
öffentlichte, hat auch der Rat im Dezember 2022 seine Verhandlungsposition festgelegt. Dieser will 
den Finanzsektor nicht zwingend in die Pflicht nehmen, Menschenrechte und die Umwelt zu achten. 
Dies wäre ein großes Schlupfloch im EU-Lieferkettengesetz. Jetzt ist das Europäische Parlament am 
Zug und muss nachbessern. 

Das EU-Lieferkettengesetz1 ist eine künftige 

EU-Richtlinie, die sich derzeit im Gesetzge-

bungsprozess befindet. Große Unterneh-

men sollen dazu verpflichtet werden, ent-

lang ihrer Produktions- und Lieferkette si-

cherzustellen, dass es zu keinen negativen 

Auswirkungen auf Menschenrechte und die 

Umwelt kommt. Der Rat möchte eine Aus-

nahme2 für Banken und andere Finanzun-

ternehmen. Diese sollen nur optional, nach 

Maßgabe der EU-Mitgliedstaaten, aber 

nicht zwingend erfasst werden. Es gibt aber 

auch Gegenstimmen zu diesem Vorschlag.

Die niederländische Ministerin für Wirtschaft 

und Klimapolitik, Micky Adriaansens, bringt 

es auf den Punkt: „Finanzinstitutionen spie-

len eine entscheidende Rolle beim Schutz 

der Menschen und des Planeten. [D]urch 

den Ausschluss des Finanzsektors würde 

die EU viel Einfluss auf die Vermeidung 

von Schäden in Wertschöpfungsketten ver-

schenken.“3

Die Rolle des Finanzsektors bei 
Menschenrechtsverletzungen 

Finanzunternehmen können durch Projekte 

und Unternehmen, die sie finanzieren, zu 

negativen Auswirkungen auf Menschen-

rechte und die Umwelt beitragen. Ein tra-

gisches Beispiel dafür ist die Ermordung 

der honduranischen Umweltaktivistin Berta 

Cáceres.4 Sie setzte sich als Mit-Begründe-

rin der indigenen Organisation COPINH mit 

vielen anderen Angehörigen des indigenen 

Volkes der Lenca gegen den Bau eines um-

strittenen Wasserkraftwerkes ein. Die Um-

setzung des Projektes hätte die umliegende 

Umwelt und dadurch die Lebensgrundlage 

der lokalen Bevölkerung zerstört. Vorab 

fand keine ausreichende Konsultation mit 

der Gruppe der Lenca statt. Obwohl bereits 

Gewalt gegen Protestierende angewendet 

wurde und Cáceres wiederholt an die das 

Projekt mitfinanzierende niederländische 

Entwicklungsbank FMO und den finnischen 

Finnfund schrieb, um von den Menschen-

rechtsverletzungen im Zusammenhang mit 

dem geplanten Bau des Wasserkraftwerkes 

zu berichten, zogen diese ihre Finanzierung 

nicht zurück. Nach anhaltenden Aggressi-

onen gegen die Gemeinschaft der Lenca 

wurde Berta Cáceres 2016 ermordet5. Erst 

danach zogen sich die beiden Finanzinstitu-

tionen aus dem Projekt zurück.6 

Fälle wie dieser zeigen auf, dass der Finanz-

sektor eine tragende Rolle bei der Achtung 

oder eben auch der fortschreitenden Miss-

achtung der Menschenrechte spielen kann. 

Deshalb sollten auch Finanzunternehmen 

dazu verpflichtet werden, menschen- und 

umweltrechtliche Sorgfaltspflichten umzu-

setzen. Diese sollen negative Auswirkun-

gen auf Umwelt- und Menschenrechte im 
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Zusammenhang mit finanzierten Projekten 

und Unternehmen effektiv verhindern, min-

dern oder in Fällen von Schäden, zu Wieder-

gutmachung führen. FMO hat laut eigenen 

Angaben vor dem Beginn des Projekts und 

währenddessen einen Sorgfaltsprozess und 

Konsultationen durchgeführt.7 Dies ist ein 

weiterer Beleg dafür, dass freiwillige Selbst-

verpflichtungen der Unternehmen nicht zu 

den gewünschten Ergebnissen führen. Es 

braucht daher eine gesetzliche Regelung, 

die auch den Finanzsektor einbezieht. 

Die EU hat bereits einige Rechtsvorschriften8 

erlassen, die Unternehmen zur Berichterstat-

tung über nichtfinanzielle Informationen ver-

pflichten – darunter auch deren Achtung von 

Umwelt- und Menschenrechten. Es handelt 

sich dabei jedoch um Berichtspflichten und 

nicht um Sorgfaltspflichten. Bei fehlenden 

oder unzureichenden Schutzmaßnahmen se-

hen die bestehenden Rechtsvorschriften da-

her keine Sanktionen und auch keine Haftung 

vor. Dies ist eine Lücke, die ein umfassendes 

EU-Lieferkettengesetz schließen sollte. 

Welchen Ansatz verfolgt der 
Kommissionsentwurf?

Im Vorschlag der Kommission für ein 

EU-Lieferkettengesetz sind Finanzunter-

nehmen grundsätzlich erfasst, wenn auch 

mit Einschränkungen: Der Entwurf der Kom-

mission sieht vor, dass nur große Unterneh-

men mit mehr als 500 Beschäftigten und 

einem weltweiten Nettoumsatz von €150 

Mio. erfasst sein sollen bzw. Unternehmen 

mit mehr als 250 Beschäftigten und einem 

weltweiten Nettoumsatz von €40 Mio. in 

Hochrisikosektoren.9 Diese werden dazu 

verpflichtet, negative Auswirkungen auf 

Menschenrechte und die Umwelt in ihrer 

„Wertschöpfungskette“ zu identifizieren, zu 

verhindern und zu beenden. Die Definition 

von „Wertschöpfungskette“ im Kommissi-

onsvorschlag deckt sowohl den vorgelager-

ten als auch den nachgelagerten Bereich 

der Wertschöpfungskette ab. Vorgelagerte 

Prozesse betreffen die Herkunft und Pro-

duktion einer Ware bzw. Dienstleistung. Der 

nachgelagerte Teil betrifft die weitere Ver-

wendung der Ware bzw. Dienstleistung. Im 

Finanzsektor ist vor allem der nachgelagerte 

Bereich relevant: Banken sollen beispiels-

weise bei der Kreditvergabe einen Sorgfalts-

prozess anwenden.

Grundsätzlich orientiert sich der Entwurf der 

Kommission stark an international anerkann-

ten, aber rechtlich nicht bindenden Standards 

wie den OECD Leitsätzen für Multinationale 

Unternehmen sowie den UN Leitprinzipien 

für Wirtschaft und Menschenrechte (UNGP). 

Die Umsetzung der Sorgfaltspflicht wird 

von beiden Standards als dynamischer und 

fortlaufender Prozess beschrieben. Bedau-
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erlicherweise wählt die Kommission für den 

Finanzsektor eine abweichende Regelung: 

„Stellen Unternehmen […] Kredite, Darlehen 

oder andere Finanzdienstleistungen bereit, 

so werden die tatsächlichen und potenziellen 

negativen Auswirkungen auf die Menschen-

rechte und die Umwelt noch vor Erbringung 

der betreffenden Dienstleistung ermittelt.“ 

Ein fortlaufender Prozess ist hingegen nicht 

vorgesehen. Dies widerspricht deutlich den 

Herangehensweisen der OECD-Leitsätze 

und der UNGP. 

Der Kommissionsentwurf verlangt von Fi-

nanzunternehmen auch leider nicht, KMU 

in die Umsetzung der Sorgfaltspflicht mit-

einzubeziehen. Dabei ist es nicht abhängig 

von der Größe des Unternehmens, ob es 

durch seine Aktivitäten negative Auswirkun-

gen auf Menschenrechte oder die Umwelt 

haben kann oder nicht. Viel relevanter als 

die Größe des Unternehmens ist die Wahr-

scheinlichkeit, mit der es Umwelt- und Men-

schenrechte negativ beeinflussen kann. Je 

höher diese ist, desto wichtiger ist die Um-

setzung von Sorgfaltspflichten. 

Selbst Finanzmarktteilnehmende wie etwa 

Mitglieder der Investor Alliance for Human 

Rights plädieren in einer gemeinsamen Stel-

lungnahme10 für eine umfassende Umset-

zung der Sorgfaltspflicht und argumentieren, 

dass dies schlussendlich auch die eigenen 

(Reputations- und/oder Finanz-)Risiken mi-

nimieren würde. 

Welchen Ansatz verfolgt die 
allgemeine Ausrichtung des Rats?

Aufbauend auf dem Entwurf der Kommis-

sion hat auch der Rat Anfang Dezember 

2022 seine Verhandlungsposition veröffent-

licht. Im Gegensatz zur Kommission möchte 

der Rat keine zwingende Einbeziehung des 

Finanzsektors in das EU-Lieferkettengesetz. 

Es soll den Mitgliedsstaaten überlassen 

werden, ob sie dem Finanzsektor verbindli-

che Sorgfaltspflichten auferlegen möchten. 

Dies würde die Anwendung der Richtlinie 

auf diesen Bereich äußerst unwahrschein-

lich machen. Auf Grund der Tatsache, dass 

sich einige Mitgliedsstaaten um eine Aus-

nahme für den Finanzsektor bemüht haben, 

ist davon auszugehen, dass sie die Richt-

linie nicht auf diesen anwenden werden. 

Da den anderen Mitgliedstaaten Wettbe-

werbsnachteile durch eine Umsetzung die-

ses Teils der Richtlinie erwachsen könnten, 

wäre auch eine Umsetzung ihrerseits frag-

lich. Den Mitgliedsstaaten die Anwendung 

auf den Finanzsektor zu überlassen, wider-

spricht außerdem dem selbstauferlegten 

Ziel der europaweiten Harmonisierung der 

Regelungen bezüglich der unternehmeri-

schen Sorgfaltspflichten.

Großteils behält der Rat die Regelungen 

des Kommissionsentwurfes betreffend den 

Finanzsektor bei (keine fortlaufende Umset-

zung der Sorgfaltspflicht, keine Anwendung 

bei KMU), in einigen Aspekten bleibt er aller-

dings hinter diesem zurück. Der Geltungs-

bereich (die von der Richtlinie betroffenen 

Finanzmarktteilnehmenden) wird beibehal-

ten, durch die Einführung des Konzepts 

der „Aktivitätskette“ hebelt der Rat jedoch 

die Umsetzung der Sorgfaltspflichten im 

Finanzsektor – außer für Banken und Versi-

cherungen – aber quasi aus. Die Definition 

von „Aktivitätskette“ erfasst nämlich vor-

rangig den vorgelagerten Bereich der Wert-

schöpfungskette. Im Finanzsektor ist aber 

wie bereits erwähnt der nachgelagerte Be-

reich relevant. Kreditvergabe, Versicherun-

gen und Rückversicherungsverträge sind 

immerhin erfasst. 

Da KMU auch in der Position des Rates ei-

nen Sonderstatus genießen und nicht als Teil 
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der „Aktivitätskette“ von Finanzunterneh-

men gelten, muss bei Investitionstätigkei-

ten von Finanzunternehmen in diese keine 

Sorgfaltspflicht umgesetzt werden. Und das, 

obwohl Investierende einen relevanten Len-

kungsfaktor auf das Verhalten von Unter-

nehmen haben können, in die investiert wird. 

Das Konzept der „Aktivitätskette“, wie sie 

der Rat vorsieht, wäre hier zu eng gefasst. 

Das ist problematisch. Denn es bedeutet, 

dass Tätigkeiten mit erheblichem Einfluss 

auf Menschenrechte und die Umwelt, wie 

etwa Investments in große Infrastrukturpro-

jekte, nicht unter die verpflichtende Um-

setzung der Sorgfaltspflicht im Sinne des 

EU-Lieferkettengesetzes fallen. 

Enttäuschung: Österreich schweigt 
im Rat zum EU-Lieferkettengesetz 

Österreich, vertreten durch Wirtschaftsmi-

nister Martin Kocher, hat sich bei der Ab-

stimmung über die allgemeine Ausrichtung 

zum EU-Lieferkettengesetz am 1. Dezember 

2022 enthalten.11 Trotz der oben erwähnten 

Schwächen in der Position des Rates ist 

die allgemeine Ausrichtung ein Meilenstein 

im EU-Gesetzgebungsprozess und eine 

wichtige Hürde, die überwunden wurde. Die 

Befürworter:innen des EU-Lieferkettenge-

setzes haben es begrüßt, dass der Rat re-

lativ rasch einen Kompromiss gefunden und 

abgestimmt hat. Im Vorfeld des Ratstreffens 

hatten die zuständigen Ressorts in Öster-

reich – Justizministerium und Wirtschafts-

ministerium – eine breite Einbindung ge-

währleistet und eine offene und konstruktive 

Debatte mit Organisationen der Zivilgesell-

schaft sowie der AK und dem ÖGB geführt. 

Die Enttäuschung über das Abstimmungs-

verhalten von Minister Kocher war daher 

groß. Bezüglich des Finanzsektors verwies 

Kocher auf die Position des Finanzministeri-

ums, das auf eine Ausnahme pocht.12 

Welchen Ansatz verfolgt das 
Europäische Parlament?

Bevor das EU-Lieferkettengesetz endgültig 

beschlossen werden und in Kraft treten kann, 

muss es noch einige Hürden nehmen. Die 

Regelung betreffend den Finanzsektor ist 

noch nicht in Stein gemeißelt. Das EU-Par-

lament wird voraussichtlich im Mai über 

seine Verhandlungsposition abstimmen. Ei-

nige Ausschüsse haben bereits abgestimmt, 

darunter der Ausschuss für Wirtschaft und 

Währung (ECON), der im Hinblick auf den 

Finanzsektor im EU-Lieferkettengesetz eine 

tragende Rolle einnimmt.

Es ist positiv hervorzuheben, dass sich der 

ECON für eine verpflichtende Anwendung 
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des EU-Lieferkettengesetzes auf den Fi-

nanzsektor ausspricht und eine Ausweitung 

auf weitere Finanzdienstleistungen fordert. 

Zusätzlich sollen nach der Meinung des 

Ausschusses auch alle von der Richtlinie 

erfassten Finanzunternehmen ihre Sorg-

faltspflichten regelmäßig und nicht bloß vor 

Beginn der Finanzdienstleistung umsetzen. 

Somit unterscheidet sich die Position des 

ECON in dieser Hinsicht deutlich von der 

des Rates und der Kommission. 

Im Gegensatz zur Position des Rates be-

zieht sich der ECON nicht auf das Konzept 

der Aktivitätskette“, sondern behält das 

Konzept der „Wertschöpfungskette“ aus 

dem Kommissionsentwurf bei. Dies bedeu-

tet, dass der für den Finanzsektor relevante 

nachgelagerte Bereich der Wertschöp-

fungskette effektiv abgedeckt wird. KMU 

erhalten jedoch auch in der Position dieses 

Ausschusses einen Sonderstatus und gel-

ten nicht als Teil der „Wertschöpfungskette“ 

von Finanzunternehmen. Somit sind letztere 

nicht angehalten, sie in die Umsetzung ihrer 

Sorgfaltspflichten zu inkludieren. Die finale 

Position des Parlaments zum EU-Lieferket-

tengesetz gilt es noch abzuwarten. 

Conclusio 

Kommission und Rat haben unterschiedli-

che Zugänge in Bezug auf die Pflichten des 

Finanzsektors im EU-Lieferkettengesetz. 

Die Position des Europäischen Parlaments 

wird mit Spannung erwartet. Nach Ansicht 

des Verfassers dieses Beitrags sollte das 

EU-Lieferkettengesetz den Finanzsektor zur 

Sorgfalt im Hinblick auf Menschenrechte 

und die Umwelt verpflichten. Dies sollte 

nicht im Ermessen der Mitgliedsstaaten lie-

gen, da auf diese Weise keine Harmonisie-

rung erreicht werden würde.

Stephen Rabenlehner, Researcher am  
Ludwig Boltzmann Institut für Grund- und Menschenrechte 

stephen.rabenlehner@gmr.lbg.ac.at

1 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Sorgfaltspflichten  
von Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit (17.2.2023) 

2 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Sorgfaltspflichten von  
Unternehmen im Hinblick auf Nachhaltigkeit – Allgemeine Ausrichtung (17.2.2023) 

3 „EU-Mitgliedsstaaten verwässern Lieferkettengesetz deutlich“ – Euractiv (17.2.2023) 
4 Berta Cáceres: New rules for banks could help stop defender killings – Global Witness (17.2.2023) 
5 50 Jahre Haft für Mord an Umweltaktivistin- Zeit Online (17.2.2023);  

Dam Violence: The Plan that killed Berta Cáceres – GAIPE (17.2.2023) 
6 Agua Zarca Hydroelectric Project Overview – FMO (17.2.2023) ; Finnfund’s initial reaction to the Gaipe Report – Finnfund (17.2.2023) 
7 Agua Zarca Hydroelectric Project Overview – FMO (17.2.2023) 
8 Richtlinie über die Angabe nichtfinanzieller und die Diversität betreffender Informationen; Richtlinie über die Nachhaltigkeitsbericht-

erstattung von Unternehmen; Verordnung über nachhaltigkeitsbezogene Offenlegungspflichten im Finanzdienstleistungssektor
9 Textil, Landwirtschaft, Rohstoffgewinnung
10 Investor Statement of Support for an ambitious and effective European Directive on Corporate Sustainability Due Diligence – Eurosif 

(17.2.2023) 
11 EU-Lieferkettengesetz: Rat verständigt sich auf allgemeine Ausrichtung – Österreichische Bundesarbeitskammer (17.2.2023) 
12 Kocher will mehr Zeit für EU-Lieferkettengesetz – Wiener Zeitung (17.2.2023) 

Aktuelle Entwicklungen beim EU-Lieferkettengesetz: Keine Verantwortung des Finanzsektors?

AK und ÖGB sprechen sich für  

ein starkes und umfassendes 

EU-Lieferkettengesetz aus, das alle 

Sektoren in die Pflicht nimmt. 

Sie unterstützen gemeinsam mit  

mehr als 100 Gewerkschaften und 

NGOs die europaweite Kampagne 

„Gerechtigkeit geht alle an“
Justice Is Everybody‘s Business: 

↗ justice-business.org/de/startseite/

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52022PC0071
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52022PC0071
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-15024-2022-REV-1/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-15024-2022-REV-1/de/pdf
https://www.euractiv.de/section/all/news/eu-ministers-exclude-finance-from-due-diligence-law-in-victory-for-france/
https://www.globalwitness.org/en/blog/berta-c%C3%A1ceres-new-rules-for-banks-could-help-stop-defender-killings/
https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2019-12/honduras-berta-caceres-umweltaktivistin-mord-haftstrafe
https://www.fmo.nl/agua-zarca
https://www.finnfund.fi/en/news/finnfunds-initial-reaction-to-the-gaipe-report/
https://www.fmo.nl/agua-zarca
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/AUTO/?uri=celex:32014L0095
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32022L2464&qid=1671184282280
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32022L2464&qid=1671184282280
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32019R2088&from=DE
https://www.eurosif.org/wp-content/uploads/2022/11/INVEST1-2.pdf
https://www.akeuropa.eu/de/eu-lieferkettengesetz-rat-verstaendigt-sich-auf-allgemeine-ausrichtung
https://www.wienerzeitung.at/nachrichten/wirtschaft/international/2170257-Kocher-will-mehr-Zeit-fuer-EU-Lieferkettengesetz.html
justice-business.org/de/startseite/
https://justice-business.org/de/startseite/


Artikel …

Nr 02 | Juni 2022

EditoriAl 

Seit nunmehr vier Monaten begleiten uns die hässlichen Bilder über das 
unfassbare Leid, das Wladimir Putins Armee über die ukrainische Be-
völkerung bringt. Die Welt ist seither eine andere geworden und ein Ende 

des Krieges ist derzeit nicht absehbar. Sichtbar geworden sind allerdings 

massive Verwerfungen in der Weltwirtschaft, die der Krieg mit sich bringt, 

und denen sich zwei Beiträge in dieser Ausgabe widmen.

An den Beginn dieses Infobriefs stellen wir allerdings die Analyse des lange 

erwarteten Vorschlags der EU-Kommission zu einem Lieferkettengesetz, das 

von Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen Organisationen jahrelang 

gefordert worden war. Auch in dieser Ausgabe thematisieren zwei Beiträge 

unterschiedliche EU-Vorhaben zur Bewältigung der Klimakatastrophe: diese 

sind einerseits der geplante EU-Klimazoll (CO2-Grenzausgleichsmechanis-

mus) und andererseits ein neues Paket zur Förderung der Kreislaufwirtschaft. 

Darüber hinaus erfahren Sie, was die EU-Kommission Österreich im Rah-

men der wirtschaftspolitischen Steuerung empfiehlt. Im Mittelpunkt eines 

weiteren Beitrags steht der Wahlmarathon in Europa, der die politische 

Landschaft auf EU-Ebene wesentlich beeinflusst. Zwei Buchbesprechun-

gen runden diesen Infobrief ab: während die erste die Hintergründe des wirt-

schaftlichen Aufstiegs Chinas nachzeichnet, beschäftigt sich die zweite mit 

der umkämpften EU-Arbeitspolitik in der Eurokrise. 

Wir wünschen eine inspirierende Lektüre!

Die Redaktion
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